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§ 1 

Name 

Der Verein führt den Namen „Kulturring Bad 
Fallingbostel e. V.“. Er ist in das Vereinsregister 
beim Amtsgericht Walsrode unter der Nr. VR 456 
eingetragen. 

§ 2 

Sitz 

Der Verein hat seinen Sitz in Bad Fallingbostel. 

§ 3 

Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 4 

Zweck 

1) Zweck des Vereins ist die Förderung von 
Kunst und Kultur. 

2) Der Satzungszweck wird insbesondere ver-
wirklicht durch die Durchführung von Vorträ-
gen, Lesungen, Multivisionen, Filmvorführun-
gen, Kleinkunstveranstaltungen, Konzerten, 
Kulturfahrten und Ausstellungen.  

§ 5 

Gemeinnützigkeit 

1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der 
Abgabenordnung. 

2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht 
in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungs-
gemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mit-
glieder erhalten keine Zuwendungen aus Mit-
teln des Vereins. 

4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden. 

5) Ehrenamtlich tätige Personen haben nur An-
spruch auf Ersatz nachgewiesener Auslagen.  

6) Die Mitglieder des Vorstands können für ihren 
Arbeits- oder Zeitaufwand (pauschale) Vergü-
tungen erhalten. Der Umfang der Vergütun-
gen darf nicht unangemessen hoch sein. 
Maßstab der Angemessenheit ist die gemein-
nützige Zielsetzung des Vereins. Über die 
Zahlung von Pauschalen und deren Höhe ent-
scheidet die Mitgliederversammlung. 

7) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall 
steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermö-
gen des Vereins an die Stadt Bad Fallingbos-
tel, die es unmittelbar und ausschließlich für 

die Förderung von Kunst und Kultur zu ver-
wenden hat. 

§ 6 

Erwerb und der Mitgliedschaft 

1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und 
juristische Person werden. Über den schriftli-
chen Aufnahmeantrag entscheidet abschlie-
ßend der Vorstand. Bei Ablehnung des Antra-
ges ist er nicht verpflichtet, die Gründe mitzu-
teilen. 

2) Bei Minderjährigen muss der Antrag auch von 
dem gesetzlichen Vertreter/ der gesetzlichen 
Vertreterin unterschrieben sein. Diese/r ver-
pflichtet sich damit zur Zahlung der Mitglieds-
beiträge für die/den Minderjährige/n. 

3) Mitglieder können vom Vorstand ausgeschlos-
sen werden, wenn sie gröblich gegen die 
Grundsätze und Bestrebungen des Vereins 
verstoßen oder ihren Beitragsverpflichtungen 
trotz schriftlicher Abmahnung nicht nachkom-
men. Der Ausschluss ist dem betroffenen Mit-
glied schriftlich mitzuteilen. Gegen den Aus-
schluss steht ihm innerhalb einer Frist von ei-
nem Monat nach Zugang die Beschwerde zu. 
Hierüber entscheidet die Mitgliederversamm-
lung. 

§ 7 

Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet  

a) mit dem Tod des Mitglieds,  

b) durch freiwilligen Austritt,  

c) durch Streichung von der Mitgliederliste,  

d) durch Ausschluss aus dem Verein,  

e) bei juristischen Personen durch deren Auflö-
sung.  

f) Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche 
Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vor-
stands. Er ist nur zum Schluss eines Kalen-
derjahres unter Einhaltung einer Kündigungs-
frist von zwei Monaten zulässig.  

g) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vor-
stands von der Mitgliederliste gestrichen wer-
den, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher 
Mahnung mit der Zahlung des Beitrags im 
Rückstand ist. Die Streichung ist dem Mitglied 
schriftlich mitzuteilen.  

h) Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Ver-
einsinteressen gröblich verstoßen hat, durch 
Beschluss der Mitgliederversammlung aus 
dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der 
Beschlussfassung ist dem Mitglied Gelegen-
heit zu geben, sich persönlich zu rechtferti-
gen. Eine etwaige schriftliche Stellungnahme 
des Betroffenen ist in der Mitgliederversamm-
lung zu verlesen. 
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§ 8 

Ehrenmitgliedschaft 

Persönlichkeiten, die sich um den Verein verdient 
gemacht haben, kann durch Beschluss der Mit-
gliederversammlung die Ehrenmitgliedschaft auf 
Lebenszeit verliehen werden. 

Hat ein Ehrenmitglied in erheblicher Weise gegen 
die Interessen des Vereins verstoßen, kann ihm 
die Ehrenmitgliedschaft durch Beschluss der Mit-
gliederversammlung aberkannt werden. Dazu ist 
eine Mehrheit von 2/3 der abgegebenen gültigen 
Stimmen erforderlich.  

§ 9 

Mitgliedsbeiträge 

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. 
Die Höhe des Jahresbeitrages wird von der Mit-
gliederversammlung bestimmt.  

Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht be-
freit. 

Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Beiträge 
ganz oder teilweise erlassen oder stunden. 

§ 10 

Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind: 

1) die Mitgliederversammlung, 

2) der Vorstand. 

§ 11 

Der Vorstand 

Der Vorstand des Vereins besteht aus der/dem 

a) 1. Vorsitzenden 

b)  2. Vorsitzenden 

c)  Schriftführer/in 

Vorstand im Sinne von § 26 BGB ist der/die Vor-
sitzende und der/die stellvertretende Vorsitzende. 

Der Vorstand wird gerichtlich und außergerichtlich 
durch die/den 1. Vorsitzende/n oder die/den 2. 
Vorsitzende/n vertreten. Jede/r von ihnen ist allein 
zeichnungsberechtigt. 

Dem Vorstand bleibt es überlassen, aus den Mit-
gliedern diejenigen hinzuzuziehen, die ihm zur Er-
ledigung von Aufgaben des Vereins geeignet er-
scheinen. 

§ 12 

Wahl des Vorstands 

Der Vorstand wird durch die Mitgliederversamm-
lung auf die Dauer von 2 Jahren, gerechnet vom 
Tage der Wahl an, gewählt. Jedes Vorstandsmit-
glied ist einzeln zu wählen. 

Zu Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder 
des Vereins gewählt werden. Mit der Beendigung 

der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt 
des Vorstandsmitglieds. 

Wiederwahl ist zulässig. 

Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der 
Amtsperiode aus, so wählt der Vorstand aus den 
Reihen der Vereinsmitglieder ein Ersatzmitglied 
für die restliche Amtsdauer der/des Ausgeschie-
denen. 

Der Vorstand führt die Geschäfte nach Ablauf der 
Amtszeit weiter, sofern eine Neuwahl bis zum Ab-
lauf noch nicht stattgefunden hat. 

§ 13 

Aufgaben des Vorstands 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Ver-
eins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung 
der Mitgliederversammlung übertragen sind. Er 
hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a)  Vorbereitung und Einberufung der Mitglieder-
versammlung sowie Aufstellung der Tagesord-
nung. 

b)  Durchführung von Beschlüssen der Mitglie-
derversammlung. 

c)  Vorbereitung des Haushaltsplanes, Erstellung 
des Jahresberichtes und der Buchführung. 

d)  Beschlussfassung über die Aufnahme von 
Mitgliedern. 

e)  Aufstellung und Durchführung des Jahrespro-
gramms. 

§ 14 

Beschlussfassung des Vorstandes 

1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allge-
meinen in Vorstandssitzungen, die von 
der/dem 1.Vorsitzenden oder der/dem 2. Vor-
sitzenden schriftlich, fernmündlich oder per E-
Mail einberufen werden. In jedem Fall ist eine 
Einberufungsfrist von drei Tagen einzuhalten. 
Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es 
nicht.  

2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn zwei 
Mitglieder anwesend sind. 

3) Die Beschlussfassung des Vorstandes erfor-
dert die einfache Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder. 

4) Die Vorstandssitzung leitet die/der 1. Vorsit-
zende bzw. im Verhinderungsfall die/der 2. 
Vorsitzende.  

5) Der Vorstand kann Beschlüsse auch schrift-
lich, telefonisch, per Telefax oder E-Mail, in ei-
ner Videokonferenz oder in einer gemischten 
Sitzung aus Anwesenden bzw. per Video-/Te-
lefonkonferenz Teilnehmenden fassen, wenn 
kein Mitglied des Vorstands diesem Verfahren 
widerspricht.   



Satzung des Kulturrings Bad Fallingbostel e. V. 
 

3 

6) Unabhängig von der Art der Beschlussfas-
sung sind alle gefassten Beschlüsse und die 
Art der Beschlussfassung schriftlich niederzu-
legen. Das Protokoll ist in der nächsten Vor-
standssitzung zu genehmigen. 

§ 15 

Mitgliederversammlung 

1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mit-
glied eine Stimme. 

2) Die Mitgliederversammlung ist u. a. für fol-
gende Angelegenheiten zuständig: 

a) Genehmigung des aufgestellten Haus-
haltsplanes für das kommende Geschäfts-
jahr, Entgegennahme des Berichts über 
die Kassenprüfung, Entgegennahme des 
Jahresberichtes des Vorstandes, Entlas-
tung des Vorstandes. 

b) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge. 

c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des 
Vorstandes. 

d) Wahl von zwei Kassenprüfer/innen 

e) Beschlussfassung über eine Satzungsän-
derung und über die Auflösung des Ver-
eins. 

f) Beschlussfassung über den Ausschluss 
eines Mitglieds 

g) Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

h) Festsetzung der Höhe von Pauschalen 
gem. § 5 Abs. 6. 

§ 16 

Einberufung der Mitgliederversammlung 

1) Mindestens einmal im Jahr soll möglichst im 
1. Quartal die ordentliche Mitgliederversamm-
lung stattfinden. Sie wird von der/dem 1. Vor-
sitzenden unter Einhaltung einer Frist von 2 
Wochen in Textform unter Angabe der Tages-
ordnung einberufen. Bei seiner Verhinderung 
erfolgt die Einberufung durch den/die 2. Vor-
sitzende/n. 

2) Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung. 
des Einladungsschreibens folgenden Tag. 
Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als 
zugegangen, wenn es an die letzte vom Mit-
glied dem Verein schriftlich bekanntgegebene 
Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt 
der Vorstand fest. 

3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung 
kann durch Veröffentlichung in der Walsroder 
Zeitung erfolgen; hierbei ist ebenfalls eine 
Frist von 2 Wochen einzuhalten. 

4) Jedes Mitglied kann bis spätestens 1 Woche 
vor einer Mitgliederversammlung beim Vor-
stand schriftlich eine Ergänzung der Tages-
ordnung beantragen. Der Versammlungsleiter 

hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die 
Ergänzung bekanntzugeben.  

5) Über Anträge auf Ergänzung der Tagesord-
nung, die in der Mitgliederversammlung ge-
stellt werden, beschließt die Versammlung. 

6) Satzungsänderungen, die Auflösung des Ver-
eins sowie die Wahl und Abberufung von Vor-
standsmitgliedern können nur beschlossen 
werden, wenn die Anträge den Mitgliedern mit 
der Tagesordnung angekündigt worden sind. 

7) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
ist vorn Vorstand einzuberufen, wenn das In-
teresse des Vereins es erfordert oder wenn 
1/10 der Mitglieder dies schriftlich unter An-
gabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

§ 17 

Durchführung der Mitgliederversammlung 

1) Die Mitgliederversammlung wird von der/dem 
1. Vorsitzenden, bei deren/dessen Verhinde-
rung von der/dem 2. Vorsitzenden und bei de-
ren/dessen Verhinderung vorn ältesten anwe-
senden, dazu bereiten Mitglied geleitet, soweit 
in dem letzteren Falle die Versammlung nicht 
eine/n andere/n Versammlungsleiter/in be-
stimmt. 

2) Die Art der Abstimmung bestimmt die/der Ver-
sammlungsleiter/in.  

3) Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt 
werden, wenn 1/3 der erschienenen stimmbe-
rechtigten Mitglieder dies beantragt. 

4) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. 

5) Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für 
die Dauer des Wahlgangs und der vorherge-
henden Diskussion einer/m von der Mitglie-
derversammlung zu bestimmenden Wahllei-
ter/in übertragen werden.  

6) Wenn nur ein/e Kandidat/in zur Wahl steht 
und niemand widerspricht kann die Wahl per 
Handzeichen erfolgen. Ansonsten muss 
schriftlich gewählt werden. 

7) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen er-
halten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte 
der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten, 
so findet zwischen den beiden Kandidaten/in-
nen, die die meisten Stimmen erhalten haben, 
eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann die/der-
jenige, die/der die meisten Stimmen erhalten 
hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das 
von der/dem Versammlungsleiter/in zu zie-
hende Los. 

8) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
ist ein Protokoll aufzunehmen, das von 
der/dem jeweiligen Schriftführer/in zu unter-
zeichnen ist. 
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9) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. 
Der/die Versammlungsleiterin kann Gäste zu-
lassen. Über die Zulassung der Presse, des 
Rundfunks und des Fernsehens beschließt 
die Mitgliederversammlung. 

§ 18 

Kassenprüfung 

Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer 
von 2 Jahren zwei Kassenprüfer/innen. Diese dür-
fen nicht Mitglied des Vorstands sein. Wiederwahl 
ist zulässig. 

§ 19 

Auflösung des Vereins 

1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer 
zu diesem Zweck besonders einberufenen au-
ßerordentlichen Mitgliederversammlung mit 
einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen gülti-
gen Stimmen beschlossen werden. Falls eine 
Beschlussfähigkeit nicht gegeben ist, ist eine 
weitere Mitgliederversammlung einzuberufen, 
die mit einfacher Mehrheit beschließen kann. 

2) Falls die Mitgliederversammlung nichts ande-
res beschließt, sind die/der 1. Vorsitzende 
und die/der 2. Vorsitzende Liquidatoren. 
Jede/r von ihnen ist allein zeichnungsberech-
tigt. 

3) Das nach Beendigung der Liquidation vorhan-
dene Vermögen fällt an die Stadt Bad Falling-
bostel (s. § 5 Abs. 7).  

§ 20 

Gerichtsstand 

Für Streitigkeiten zwischen dem Verein und sei-
nen Mitgliedern sind die Gerichte zuständig, in de-
ren Bereich der Verein seinen Sitz hat. 

§ 21 

Datenschutz 

1) Zur Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke 
und der damit verbundenen Aufgaben des 
Vereins werden personenbezogene Daten 
über persönliche und sachliche Verhältnisse 
der Mitglieder oder sonst für den Verein Täti-
gen verarbeitet. Dabei werden die Vorgaben 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) und des Bundesdatenschutzgeset-
zes (BDSG) sowie ggf. bestehender gesetzli-
cher Öffnungsklauseln beachtet. 

2) Soweit die in den jeweiligen Vorschriften be-
schriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat 
jedes Mitglied oder sonst für den Verein Tä-
tige insbesondere die folgenden Rechte: 

a) Recht auf Auskunft  
(Art. 15 DSGVO) 

b) Recht auf Berichtigung  
(Art. 16 DSGVO) 

c) Recht auf Löschung  
(Art. 17 DSGVO) 

d) Recht auf Einschränkung d. Verarbeitung 
(Art.18 DSGVO) 

e) Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 
DSGVO) 

f) Widerspruchsrecht  
(Art. 21 DSGVO) 

3) Den Organen des Vereins oder sonst für den 
Verein Tätigen ist es untersagt, personenbe-
zogene Daten unbefugt zu anderen als denen 
zur Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke 
und der damit verbundenen Aufgaben zu ver-
arbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugäng-
lich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese 
Pflicht besteht auch über das Ausscheiden 
der oben genannten Personen hinaus. 

4) Jedem neuen Mitglied werden die Daten-
schutzhinweise des Vereins elektronisch oder 
schriftlich übermittelt. 

 

 

Stand: 14.11.2023 


